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Antrag 

der Abgeordneten Gerald Hafner, Volker Beck (Köln), Gerd Poppe, 

Werner Schulz (Berlin), Rezzo Schlauch, Vera Lengsfeld, Andrea Fischer (Berlin) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Weiterer Umgang mit DDR-Unrecht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Gegen die Entsorgung der Vergangenheit 

1. Der Deutsche Bundestag bekennt sich zum Ziel einer lebendi- 
gen Demokratie, in der die Bürgerinnen und Bürger im Wissen 
um ihre Geschichte die Gefährdungen dieser Demokratie er- 
kennen und ihnen entschlossen und selbstbewußt begegnen 
können. Das vereinigte Deutschland muß dazu die nach wie 
vor bestehenden Gräben überwinden, die durch das Unrecht 
in der ehemaligen DDR entstanden sind. Aufgabe auch der 
Politik ist es, die Voraussetzungen zu schaffen, um die poli- 
tische, juristische und individuelle Aufarbeitung der Vergan- 
genheit in ein gemeinsames Geschichtsverständnis überfüh- 
ren zu können. Aufarbeitung und Annehmen der Geschichte 
sind unerläßliche Bedingungen für eine funktionierende 
Demokratie, für eine neue politische Kultur und für ein fried- 
liches Miteinander von Bürgerinnen und Bürgern. Nur wer 
sich seiner Vergangenheit stellt, wird Kraft zur Zukunft haben. 
Dieser Prozeß benötigt Anerkenntnis und Annahme von 
Schuld ebenso wie er den Verzicht auf Rache beinhaltet. 
Andererseits kann Versöhnung nicht verlangt oder angeord- 
net werden, der Wunsch danach darf nicht zur Verharmlosung 
von Unrecht mißbraucht werden. Sie ist vielmehr ein langfri- 
stiger gesellschaftlicher Prozeß, der Zeit, Mut, Aufrichtigkeit 
und Trauer einschließt und allen Beteiligten viel abverlangt. 

2. Das DDR-Regime hat nicht nur viele Menschen zu Opfern 
gemacht, sondern demokratische Entwicklungen unterdrückt, 
Menschen entmündigt und aus dem Land getrieben. Die Auf- 
arbeitung dieser Schuld ist Voraussetzung für die Feststellung 
individueller Verantwortung sowie für die Rehabilitierung und 
Wiederherstellung der Würde der Opfer. Sie kann auch helfen 
festzustellen, wie es möglich war, daß dieses System 
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derart perfekt über die Menschen herrschen und sich einer 
großen Zahl überzeugter oder zumindest willfähriger Helfer 
bedienen konnte. Diese Aufarbeitung ist für die gesamte Ge- 
sellschaft unerläßlich. In ihr können die Fähigkeiten wachsen, 
totalitäre Entwicklungen künftig früher zu erkennen, um 
ihnen individuell wie auch im öffentlichen Leben couragiert 
und wirkungsvoll entgegenzutreten. 

Die DDR-Vergangenheit ist Bestandteil der deutsch-deut- 
schen Vergangenheit. Wer behauptet, man könne diese Ver- 
gangenheit wie Unrat entsorgen, leistet dem Versuch zahl- 
loser Zuträger, Spitzel und Verantwortungsträger Vorschub, 
zum Zweck der eigenen Verteidigung ihre Taten zu DDR- 
Normalverhalten umzumünzen. Eine solche Politik verletzt die 
Würde aller Ostdeutschen. Der Deutsche Bundestag legt des- 
halb Wert auf die Feststellung: Obwohl eine große Zahl von 
Menschen in das Unrechtssystem verstrickt war, handelte es 
sich bei den Bürgerinnen und Bürgern der DDR insgesamt 
jedoch nicht um ein Volk von Bütteln und Denunzianten. 
Jeder Versuch, aus partei- oder machtpolitischen Gründen das 
Ende dieser gesellschaftlichen Debatte über Schuld und Ver- 
antwortung zu erzwingen, die Perspektive der Opfer zu ver- 
nachlässigen oder den Umgang mit der Vergangenheit auf 
lediglich abstrakte Pflichtübungen zu reduzieren, ist abzu- 
lehnen. 

Möglichkeiten strafrechtlicher Aufarbeitung 

3. Der Umgang mit dem in der DDR begangenen Unrecht ist 
zugleich eine Herausforderung für die Glaubwürdigkeit des 
Rechtsstaates. Es muß deutlich werden, welche Folgen es für 
Opfer und Täter, für eine ganze Gesellschaft hat, wenn Recht 
als Mittel für den politischen Terror mißbraucht wird. 

Die Möglichkeiten, das in der DDR begangene staatliche oder 
staatlich veranlaßte Unrecht mit den Mitteln des Strafrechts 
aufarbeiten zu können, sind begrenzt und führen oft zu wenig 
befriedigenden Ergebnissen. Das Rückwirkungsverbot des 
Artikels 103 Abs. 2 des Grundgesetzes verpflichtet die Ge- 
richte, bei der Strafverfolgung von DDR-Unrecht das zur Tat- 
zeit geltende Strafrecht der DDR anzuwenden. Dieses aber 
schützte das System selbst und *seine Institutionen, jedoch 
kaum das Individuum und seine Grundrechtssphäre. So gibt 
es für die umfängliche Zersetzungsarbeit des Ministeriums für 
Staatssicherheit gegenüber politisch Mißliebigen, die mit 
einer Fülle von im Einzelfall scheinbar kleinen, in der Summe 
aber unerträglichen Übergriffen in die Intimsphäre und Per- 
sönlichkeitsentfaltung verbunden waren, keinen entsprechen- 
den Straftatbestand, obwohl diese Pläne nachweislich mit dem 
Ziel der Zerstörung von Menschen entworfen und umgesetzt 
wurden. Das in großem Stil betriebene Abhören von Wohnun- 
gen in der DDR wurde beispielsweise erst im Jahr 1990 durch 
die Einführung des § 136 a StGB-DDR unter Strafe gestellt. Die 
vorher begangenen Lauschangriffe waren somit nicht strafbar 
und können deshalb rückwirkend nicht mehr verfolgt werden. 
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Das Verbot der nach wirkenden Bestrafung kann aber nicht 
zur Disposition stehen, da ansonsten der Rechtsstaat selbst in 
Frage gestellt würde. 

Gerade das hochentwickelte System der Zersetzung von Indi- 
viduen, in der DDR tausendfach betrieben und beinahe zur 
Perfektion entwickelt, stellt eine neue, schreckliche Qualität in 
der Modernisierung von Unterdrückungsmethoden dar. Auch 
wenn solche Handlungen sich juristisch nur als eine Fülle 
einzelner, scheinbar voneinander losgelöster Einzeltaten dar- 
stellen, die großenteils einer Strafverfolgung nicht zugänglich 
sind, sieht der Deutsche Bundestag in der bewußten, planmä- 
ßig betriebenen „Zersetzung" von Individuen eine ausgespro- 
chen schwere Verletzung von Menschenrechten. Er hält es 
daher für nötig, das geltende Strafrecht so zu verändern, daß 
vergleichbare Zersetzungspläne und -maßnahmen zumindest 
künftig als eigenständige schwere Straftatbestände gesühnt 
werden können. 

Aus der Sicht der früheren Opfer ist diese sich aus der Anwen- 
dung des DDR- Strafrechts ergebende Rechtslage vielfach ent- 
täuschend. Dennoch wäre die Forderung nach einer generel- 
len Einstellung der justitiellen Aufarbeitung falsch und aus 
Sicht der Opfer zynisch. Gerade wegen der unbefriedigenden 
Reichweite strafrechtlicher Ermittlungs- und Sanktionierungs- 
möglichkeiten müssen die vorhandenen Möglichkeiten der 
juristischen Aufarbeitung und damit zur rechtsstaatlich ein- 
wandfreien Feststellung von Schuld und Verantwortung an- 
stelle von Verdächtigung und Denunziation konsequent 
genutzt werden. 

4. Der gezielt erweckte Eindruck, die neuen Bundesländer wür- 
den flächendeckend mit Strafverfahren überzogen, entspricht 
in keiner Weise der Wirklichkeit. Zwar ermittelte die für 
Regierungskriminalität der früheren DDR zuständige Staats- 
anwalt bis zum 30. April 1995 in 15 918 Fällen. Von 6861 
Verfahren, die bislang abgeschlossen wurden, kamen jedoch 
lediglich 167 Fälle zur Anklage. Nur in 53 Fällen erging eine 
rechtskräftige Verurteilung, in 22 Fällen wurde rechtskräftig 
freigesprochen und in weiteren 26 Fällen ist das Urteil noch 
nicht rechtskräftig. 

Auch die häufig zu hörende Behauptung, die „kleinen" Straf- 
täter würden flächendeckend verfolgt und bestraft, während 
die Verantwortlichen keine Anzeige zu befürchten hätten, 
erweist sich als falsch. Die Strafverfolgung umfaßt inzwischen 
die gesamte Hierarchie der Verantwortlichen, wie z.B. die 
vom Bundesgerichtshof im Sommer 1994 gegen die Spitze des 
Nationalen Verteidigungsrates der DDR verhängten langjähri- 
gen Haftstrafen belegen. 213 der bisherigen Tatverdächtigen 
bekleideten höhere Dienstränge vom Oberstleutnant bis zum 
Minister. Endlich wird auch die Justiz selbst von der Strafver- 
folgung nicht ausgeschlossen. So wurden bislang 40 ehemali- 
gen DDR-Richter wegen Rechtsbeugung vor Gericht gestellt. 
Dennoch bleibt es eine dringende Aufgabe der Justiz, bei der 
Strafverfolgung Prioritäten nicht nach der Einfachheit der 
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Ermittlungen, sondern nach der Größe und Schwere der 
Schuld zu setzen, um dem verbreiteten Eindruck entgegenzu- 
wirken, daß man die Kleinen hänge und die Großen laufen 
ließe. 

Amnestie und Verjährung 

5. In den vergangenen Monaten wurde verstärkt über den Erlaß 
eines Amnestiegesetzes für politisch motivierte Straftaten auf 
dem Gebiet der früheren DDR diskutiert. Dabei wird gezielt 
Desinformation betrieben und Aufklärung verhindert. Auf der 
Seite der alten Bundesrepublik Deutschland wird mit der 
Notwendigkeit von Versöhnung zur Herstellung der inneren 
Einheit Deutschlands argumentiert. Wie schon nach 1945 gibt 
es eine Neigung, einer falsch verstandenen Staatsräson - 
unabhängig von den jeweiligen politischen Bedingungen - 
Vorrang einzuräumen gegenüber den Belangen der Opfer. 
Um einer scheinbaren Ruhe willen soll die geschichtliche und 
persönliche Schuld der Täter verdrängt werden. Die 
umstandslose Übernahme belasteter ehemaliger DDR-Staats- 
diener wird als weniger störend empfunden als das Beharren 
ihrer Opfer und der von ihnen Benachteiligten auf Offenle- 
gung. 

Es war das Verdienst und bleibt der Anspruch der Bürgerbe- 
wegung der ehemaligen DDR, die Offenlegung der Vergan- 
genheit zu erreichen und Strukturen wie Verantwortliche zu 
benennen. Diese historische Aufarbeitung wird von den 
Akteuren des DDR-Unrechts und der gestürzten Nomenkla- 
tura der DDR vehement bekämpft. Diese verursachen im 
nachhinein die Konstruktion einer posthumen DDR-Identität, 
die alle gemeinsam zu Opfern erklärt und damit die Verant- 
wortlichkeiten verschleiert. Unbestreitbare Fehlentwicklun- 
gen im Vereinigungsprozeß nach 1989, wie im Eigentums- 
recht, im Rentenrecht, in der Politik der Treuhand, Massen- 
arbeitslosigkeit und die Perspektivlosigkeit vieler Menschen 
werden politisch geschickt instrumentalisiert und in demago- 
gischer Weise dazu mißbraucht, Täter und Opfer in einen Topf 
zu rühren und unterschiedslos zu neuen, gemeinsam Unter- 
drückten zu erklären. 

Der Deutsche Bundestag widersetzt sich jedem Versuch, 
Opfer zu Tätern und Täter zu Opfern zu machen. Er bekennt 
sich ausdrücklich zu dem Ziel, die Strukturen des Unrechts- 
regimes aufzudecken und persönliche Verantwortung festzu- 
stellen. Ein Schlußstrich unter die öffentliche Auseinanderset- 
zung mit den Strukturen und den Verantwortlichen des DDR- 
Unrechts oder gar eine Amnestie für im Auftrag oder unter 
dem Schutz dieses Regimes begangene Straftaten würde auch 
dem Interesse der Opfer an ihrer Rehabilitierung und Wieder- 
gutmachung widersprechen. Ein Straffreiheits- oder Amne- 
stiegesetz für DDR-Unrecht lehnt der Deutsche Bundestag 
deshalb ab. 

6. Die politische ebenso wie die rechtliche Aufarbeitung des 
DDR-Unrechts ist eine der grundlegenden Forderungen aus 
der Revolution des Jahres 1989. Sie wurde von der ersten frei 
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gewählten Volkskammer bekräftigt und bleibt auch in der 
neuen Wahlperiode des Bundestages eine der wichtigen Auf- 
gaben der deutschen Politik. Der Grundsatz der Gleichheit vor 
dem Gesetz verlangt die Einhaltung des Legalitätsprinzips 
und verbietet, die Verfolgung von Unrecht politischem Belie- 
ben unterzuordnen. 

Zur Rechtsstaatlichkeit der Aufarbeitung gehört aber auch die 
Einhaltung bestimmter Zeiträume, in denen eine Strafverfol- 
gung möglich ist. Die Verjährung aller in der DDR begange- 
nen Delikte, die aus politischen Gründen dort nicht verfolgt 
wurden, hat nach geltendem Recht in der Zeit vom 11. Ok- 
tober 1949 bis zum 2. Oktober 1990 geruht. Es spielt in diesen 
Fällen nicht einmal eine Rolle, ob die jeweilige Tat bereits zu 
DDR-Zeiten verjährt war. Bei allen Straftaten, die am Ende der 
DDR noch nicht verjährt waren, wird nach dem Einigungsver- 
trag die Verjährung durch den Beitritt automatisch unterbro- 
chen. Die je unterschiedlichen Verjährungsfristen beginnen 
seit dem 3. Oktober 1990 neu. Im Jahr 1994 wurde gesetzlich 
festgelegt, daß die Verjährungsfristen für in der DDR began- 
gene Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bedroht sind, frühestens mit Ablauf 
des 31. Dezember 1995 enden. Hierunter fällt beispielsweise 
der häufige Straftatbestand der „Verletzung der Rechte an 
persönlichen Daten in § 136 a StGB-DDR. Jene Delikte, für 
die der Strafrahmen in der DDR von einem Jahr bis zu fünf 
Jahren lag, verjähren frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 
1997. Zu dieser Deliktgruppe gehört auch die Wahlfälschung. 
Delikte mit einer zu erwartenden höheren Mindeststrafe sind 
von diesen Verjährungsbestimmungen weiterhin ausge- 
nommen. 

Obwohl eine vollständige Aufarbeitung schon wegen der noch 
lange nicht beendeten Akteneinsicht durch die Opfer bis zum 
Ende der o. g. Verjährungsfristen nicht möglich sein wird, 
würde eine nochmalige Verlängerung der Verjährungsfristen 
zu nicht hinnehmbaren Ungleichgewichten beim Umgang mit 
bestimmten Delikten im Osten und Westen Deutschlands füh- 
ren. Bei Berechnung der Verjährungszeiträume für in der DDR 
begangene Delikte könnten sonst Fristen zustande kommen, 
die im Westen nur für schwerste Straftaten wie Totschlag oder 
Vorbereitung eines Angriffskrieges gelten. Im übrigen ist der 
weitaus größte Teil der Hauptverantwortlichen des MfS schon 
jetzt bekannt und kann daher rechtlich hinreichend verfolgt 
werden. Der Deutsche Bundestag spricht sich deshalb dafür 
aus, die Verlängerung der Verjährungsfristen wie beschlossen 
in zwei Stufen auslaufen zu lassen. 

Rechtsstaatliche Handhabung des Rentenrechts 

7. Das Rentenrecht darf nicht sachfremden politischen Gesichts- 
punkten unterworfen werden. Die bloße Mitgliedschaft in der 
SED oder in einer mit ihr verbundenen Blockpartei kann 
deshalb kein Grund für eine heutige rentenrechtliche oder 
berufliche Diskriminierung sein. Mit Hilfe unbestimmter 
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Rechtsbegriffe wie dem der „Systemnähe" pauschal gegen 
frühere Bürgerinnen und Bürger der DDR vorzugehen, schä- 
digt den Rechtsstaat und führt zu einem nachvollziehbaren 
ernsthaften Vertrauensverlust der Menschen in den neuen 
Bundesländern. So widersprechen Rentenkürzungen wegen 
angeblich allgemeiner „Systemnähe" im Rahmen des Renten- 
überleitungsrechts den Grundsätzen des Rentenrechts. Die 
Einhaltung rechtsstaatlicher Grundsätze ist gerade auch im 
Sozial- und Rentenrecht unerläßlich. Gleichwohl sind Renten- 
kürzungen dort unerläßlich, wo etwa durch die Tätigkeit für 
das MfS deutlich erhöhte Rentenansprüche erworben wurden. 

Rehabilitation, Entschädigung und wirksame Hilfe für die Opfer 

8. Die öffentliche Diskussion rückt seit langem die Täter in den 
Mittelpunkt und blendet die Opfer aus. Für das Mitgefühl, das 
manchen Tätern in dieser Debatte entgegengebracht wird, 
wären viele Opfer zeitlebens und auch heute noch froh gewe- 
sen. Im Mittelpunkt des Interesses, der Aufarbeitung und der 
Zuwendung müssen die Opfer stehen. Der Umgang mit ihnen 
muß zum Maßstab für die Aufarbeitung des DDR-Unrechts 
werden. Gerade weil die strafrechtliche Aufarbeitung nur 
begrenzt möglich ist, sollte besonders im Umgang mit den 
Opfern gezeigt werden, wo die Bundesrepublik Deutschland 
die moralische und rechtliche Grenze zwischen Recht und 
Unrecht zieht. 

Die beiden SED-Unrechtsbereinigungsgesetze sind diesem 
Anspruch nicht gerecht geworden. Als besondere Härte 
erweisen sich die extrem kurzen Antragsfristen. Unzureichend 
ist ebenso der materielle Schadensausgleich. Für ungerecht- 
fertigte Inhaftierungen, für Zwangseinweisungen in die 
Psychiatrie oder für berufliche und administrative Verfolgung 
reicht dieser nicht aus. Für viele Formen der Verfolgung wird 
überhaupt keine Entschädigung gewährt, in anderen Fällen 
sind die Entschädigungsleistungen äußerst gering. Menschen, 
die wegen ihrer Verfolgung völlig verarmt sind, die keine 
Arbeit finden und von der Sozialhilfe leben müssen, werden 
mit einer monatlichen Ausgleichsleistung von maximal 
150 DM abgespeist. Wer in der berüchtigten Strafanstalt Baut- 
zen inhaftiert war, bekommt eine geringere Haftentschädi- 
gung als der ehemalige Ministerpräsident Willi Stoph, der 
nach der Wende in Haft genommen worden war, aber aus 
gesundheitlichen Gründen entlassen werden mußte. Auch für 
die Hinterbliebenen von Hingerichteten gibt es bis heute 
keine ausreichende Entschädigung. Unbefriedigend sind die 
Regelungen für die Zwangsausgesiedelten geblieben. Die 
Tatsache, daß der Staat zur Entschädigung von Eigentumsan- 
sprüchen erheblich höhere Summen zur Verfügung gestellt 
hat als zur Abgeltung der schwerwiegenden immateriellen 
Schäden durch Inhaftierung, Berufsverbote oder gegenüber 
Hinterbliebenen von Hingerichteten erzeugt bei den Betroffe- 
nen Verbitterung und zwingt zu gesetzgeberischem Handeln. 
Inakzeptabel sind auch die Regelungen für die unter dem 
Stalinismus in die Sowjetunion deportierten Opfer mit dama- 
ligem Wohnsitz jenseits der Oder. 
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9. Hilfe für die Opfer aber verlangt mehr als nur die Anerkennt- 
nis und Abgeltung finanzieller Entschädigungsansprüche. Die 
zugefügten Wunden sind tiefer und vielfach mit Geld, wenn 
überhaupt, nur zu lindern. Die erlittenen Traumata wirken 
weit über das Ende der manifestierten Unterdrückung hinaus, 
mitunter bis ans Lebensende der Betroffenen. Eine Politik, die 
die Opfer der Diktatur nicht vergißt oder abspeist, muß des- 
halb mehr leisten als bloße Geldzahlungen. Sie muß z. B. 
aktive Gesprächsangebote machen, Hilfe, Beratung und The- 
rapie ermöghchen. Hierfür gilt es, in ausreichender Zahl aus 
Bundes- und Landesmitteln finanzierte Anlauf- und Bera- 
tungsstellen vorzuhalten, deren Inanspruchnahme für die 
Betroffenen kostenlos ist und die diesen kurzfristig helfen 
bzw. ihnen die benötigte Hilfe vermitteln und sie bei der 
Klärung der Rechtsgrundlagen und Finanzierungsmöglichkei- 
ten hierfür beraten. 

Zugang zu den Unterlagen und gesellschaftlich-politische 

Aufarbeitung 

10. Neben der strafrechtlichen Aufarbeitung ist die gesellschaft- 
liche und politische Aufarbeitung unerläßhch. Hierfür hat der 
Deutsche Bundestag in der vergangenen Legislaturperiode 
eine Enquete-Kommission eingesetzt. Diese Arbeit sollte fort- 
gesetzt werden. Der Prozeß der wissenschaftlichen Auseinan- 
dersetzung mit 40 Jahren SED-Diktatur und mit den Bezie- 
hungen westlicher Politik zu diesem System geht jedoch über 
die Arbeitsmöglichkeiten des Deutschen Bundestages hinaus. 
Wichtiger noch ist die gesellschaftliche Aufarbeitung außer- 
halb der Gerichts- und Parlamentssäle. Voraussetzung hierfür 
ist die Sicherung des gesamten vorhandenen theoretischen 
und praktischen Wissens einschließlich der Alltagserfahrun- 
gen sowie eine ständige Kooperation von Wissenschaftlern, 
Zeitzeugen, Bürgerrechtlern und interessierter Öffentlichkeit. 
Eine mit Bundesmitteln zu schaffende öffentlich-rechthche 
Stiftung wäre am besten in der Lage, die Erfassung und Auf- 
arbeitung des zugänglichen Materials, die historische For- 
schung, die Unterrichtung der Öffentlichkeit und die poli- 
tische Bildung zu gewährleisten. 

11. Die Sicherung der Archive und der Erlaß des Stasi-Unter- 
lagen-Gesetzes im Jahr 1991 war ein bedeutender Schritt, die 
Rechte der von Maßnahmen des Staatsicherheitsdienstes Be- 
troffenen zu wahren und sie aktiv in den Prozeß der Aufarbei- 
tung ihrer persönlichen und politischen Vergangenheit einzu- 
beziehen. Es war ein weiteres Verdienst der Bürgerbewegung 
der ehemaligen DDR, daß im Stasi-Unterlagen- Gesetz ein 
umfassendes Auskunfts- und Einsichtsrecht für die Betroffe- 
nen festgeschrieben wurde. Eine Vernichtung dieser Unterla- 
gen, deren Erstellung nach bundesdeutschem Recht unzuläs- 
sig gewesen wäre, hätte bedeutet, daß die Opfer niemals 
erfahren hätten, ob und wann sie das Ziel von Maßnahmen 
des Staatssicherheitsdienstes waren und von wem diese Maß- 
nahmen ausgingen bzw. durchgeführt wurden. Wo heute für 
viele - oft schmerzliche - Klarheit möglich ist, hätten lediglich 
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Verdächtigungen und Mißtrauen gewuchert. Die Öffnung der 
Akten ist daneben auch für die Strafverfolgung der Täter und 
für die Rehabilitierungs- und Entschädigungsanträge der 
Opfer unabdingbar. Der Deutsche Bundestag weist deshalb 
die wiederholten Versuche einer Beschränkung des Zuganges 
zu den Stasi-Unterlagen für Betroffene oder für Medien 
ebenso zurück wie den Versuch, über das Verbot der Preis- 
gabe sogenannten Kopfwissens die Auseinandersetzung mit 
der Vergangenheit einschließlich der Verstrickung westdeut- 
scher Politiker und Behörden zu unterbinden. Auskunfts- und 
Einsichtsrechte sowohl der Betroffenen als auch der Medien 
müssen erhalten bleiben, soweit individuelle Schutzrechte der 
Betroffenen nicht verletzt werden. 

Da durch die rechtsstaatswidrige Informationsbeschaffung 
und Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes systematisch die 
Persönlichkeits- und Intimsphäre der Opfer von Ausspähung 
und Zersetzung verletzt wurde, muß die Verwertung der so 
gewonnenen Informationen über Betroffene zu staatlichen 
Zwecken, z. B. durch Behörden und Geheimdienste, von der 
Zustimmung der Betroffenen abhängig gemacht werden. Eine 
Verwendung ohne oder gar gegen den Willen der Opfer des 
MfS würde deren Entmündigung durch den Staat auf nicht 
hinnehmbare Weise fortsetzen. 

Internationale Rechtsnormen gegen den Terrorismus des Staates 

12. Die Tatsache, daß die Hauptverantworthchen und wichtigsten 
Handlanger von Diktaturen und Unrechtssystemen immer 
wieder straffrei bleiben, weil die von ihnen selbst erlassenen 
Gesetze für die Bestrafung ihres Tuns keinen Raum geben und 
die Anwendung anderen Rechts nicht möglich ist, kann nicht 
befriedigen. Die Unmöglichkeit, die Verbrechen des NS-Regi- 
mes umfassend und angemessen zu verfolgen, hat deshalb die 
Völkergemeinschaft nach dem Zweiten Weltkrieg veranlaßt, 
neue, international geltende Straftatbestände einzuführen. 

Das Londoner Abkommen vom 8. August 1945 zeigt die wich- 
tigsten Tatbestände des völkerrechtlichen Strafrechts auf; 
1. Verbrechen gegen den Frieden, 2. Kriegs verbrechen und 
3. Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Unter dem Eindruck 
des Völkermordes an den europäischen Juden sowie den Sinti 
und Roma wurde die Konvention über die Verhütung und Be- 
strafung des Völkermordes am 9. Dezmber 1948 erlassen, die 
jedoch keine Starfnorm enthält. Völkermord ist auch in das 
innerstaatüche Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland als 
Straftatbestand eingefügt worden. Trotz eines Auftrages der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen hat danach die 
weitere Entwicklung eines völkerrechtlichen Strafrechts keine 
Fortschritte gemacht. Auch die Initiative zur Schaffung eines 
Internationalen Strafgerichtshofes zur Durchsetzung des inter- 
nationalen Strafrechtes konnte bis heute nicht verwirklicht 
werden. 

Heute ist es nötig, diesen Prozeß zur Verankerung wirksamer 
internationaler Strafnormen gegenüber Diktaturen fortzuset- 
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zen. Niemand, der in Zukunft unter dem Schutz eines totali- 
tären Systems Verbrechen gegen die Menschlichkeit und das 
humanitäre Völkerrecht anordnet oder begeht, soll dadurch, 
daß sich das System entsprechende Unrechtsgesetze selbst 
gegeben hat, vor späterer Verfolgung geschützt sein. Die sehr 
beschränkten und für viele unbefriedigenden Möglichkeiten 
juristischer Aufarbeitung des DDR-Unrechts unterstreichen 
diese Notwendigkeit. Gerade auch Zersetzungspläne und 
-maßnahmen gegen Individuen müssen künftig vom Straf- 
recht erfaßt werden. Die deutsche Geschichte verpflichtet uns 
daher besonders zu internationalen Initiativen für ein völker- 
rechtlich verbindliches, sanktionsbewehrtes internationales 
Strafrecht, das die Verfolgung von Verbrechen totalitärer 
Systeme und ihrer Akteure ermöglicht. Hierfür sollte eine 
verbindliche Rechtsvorschrift auch in das nationale Recht auf- 
genommen werden. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, fol- 
gende gesetzliche Regelungen vorzubereiten bzw. in Ab- 
sprache mit den Ländern die nachfolgenden Maßnahmen zu 
ergreifen: 

1. Die Regelungen zur Rehabilitierung und Entschädigung der 
Opfer des SED-Unrechts müssen verbessert, ausgebaut und 
ihre Umsetzung in der Praxis beschleunigt werden. 

Die im Ersten und Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 
normierten Ausschlußfristen, derentwegen eine große Zahl von 
Opfern nicht mehr in den Genuß der ihnen grundsätzlich zu- 
stehenden Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen 
kommen wird, müssen gestrichen werden. 

Die bisherige Ausgrenzung derjenigen Betroffenen, die jen- 
seits der Oder von sowjetischen Behörden deportiert und 
geschädigt wurden, muß durch eine Gesetzesänderung über- 
wunden werden. Die Regelungen für die Zwangsausgesiedel- 
ten sind zu überprüfen. 

Bei der Entschädigung müssen Verfolgte des SED-Regimes in 
den alten und den neuen Bundesländern endlich gleichgestellt 
werden. 

Die Haftentschädigung (Kapitalentschädigung) muß erhöht 
werden. 

Auch die Entschädigung für diejenigen, die als anerkannte 
Verfolgte nach dem Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 
dauerhaft vom Erwerbsleben ausgeschlossen sind, muß deut- 
lich gegenüber dem jetzigen Satz von 150 DM monatlich hin- 
aus angehoben werden. 

Eine formelle Rehabilitierung soll künftig im Zweiten SED- 
Unrechtsbereinigungsgesetz auch dann ermöglicht werden, 
wenn keine Entschädigung beantragt wird oder kein Anrecht 
auf materielle Entschädigung besteht. Vielen Betroffenen geht 
es nämlich weniger um eine materielle Entschädigung als um 
die formelle Anerkennung als Opfer und die entsprechende 
Rehabilitierung bei nachweislich erlittenem Unrecht. 
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2. Noch immer sind die Zentrale Ermittlungsstelle zur Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV) und die zuständi- 
gen Staatsanwaltschaften personell unzureichend ausgestattet 
und wegen des durch die Kürze der Abordnungen häufig 
wechselnden Personals in ihrer Arbeit gehindert. Gerade ange- 
sichts ablaufender Verjährungsfristen ist eine bessere und ver- 
läßlichere Personal- und Sachausstattung und gleichzeitig eine 
Konzentration der Ermittlungstätigkeit auf die Verfolgung 
besonders schwerwiegender Delikte hier wie bei den zustän- 
digen Staatsanwaltschaften dringend geboten. 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, 

— in Gesprächen mit den Bundesländern eine Erweiterung des 
Verwaltungsabkommens über die ZERV hinsichtlich der 
Anzahl des Personals und der Dauer von Abordnungen 
anzuregen sowie auf die Erfüllung übernommener Ver- 
pflichtungen zu dringen, 

— die vom Bundesminister des Innern vorgenommene Kürzung 
der pauschalierten Aufwandsentschädigung für das Perso- 
nal vom 1. Januar 1995 auf 450 DM monatlich zurückzu- 
nehmen, 

— durch angemessene finanzielle Anreize, wie die Einführung 
einer Stellenzulage, und durch verbesserte Möglichkeiten 
die Beförderung für qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter künftig dazu beizutragen, die hohe Personalfluktua- 
tion zu stoppen, 

— eine Grundlage dafür zu schaffen, daß auch die vom Bun- 
deskriminalamt abgeordneten Beamten zur Anstellung eine 
Aufwandsentschädigung erhalten, 

— gegenüber den Ländern darauf zu drängen, die personelle 
und finanzielle Ausstattung der für die Verfolgung von DDR- 
Regierungskriminalität zuständigen Staatsanwaltschaften 
erheblich zu verbessern und insbesondere die bereits zuge- 
sagten finanziellen Mittel umgehend auszuzahlen. 

3. Die Unterlagen des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) und 
des späteren Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) sowie 
anderer Stellen des SED-Regimes dürfen nicht geschlossen, der 
Zugang zu ihnen nicht eingeschränkt werden. Vielmehr gilt es, 

— die Voraussetzungen zu erhalten bzw. zu verbessern, um die 
Auswertung der Akten von MfS/AfNS, der SED, der Block- 
parteien und der Massenorganisationen der ehemaligen 
DDR insbesondere durch Forschung und Medien intensiviert 
fortführen zu können, 

— den Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staats- 
sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) durch eine 
Verbesserung der personellen und materiellen Ausstattung 
in die Lage zu versetzen, Anträge, insbesondere der Betrof- 
fenen, auf Auskunft und Akteneinsicht, aber auch der For- 
schung und der Medien, zügiger als bisher bearbeiten zu 
können. 

4. Die nach dem Einigungsvertrag geschaffenen gesetzlichen 
Regelungen im Rentenüberleitungsrecht sind unverzüglich zu 
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ändern. Die dort vorgesehenen Begrenzungen der zu berück- 
sichtigenden Einkommen wegen „Staats- und Systemnähe'' 
sind grundsätzlich aufzuheben. Von diesem Grundsatz soll 
ausschließlich bei Anwartschaften und Ansprüchen abgewi- 
chen werden, die auf Beschäftigungszeiten beim MfS/AfNS 
zurückgehen, da wegen der dort im Vergleich zu den übrigen 
Einkommen extrem überhöhten Gehälter eine ungekürzte An- 
rechnung zu einer nicht hinnehmbaren faktischen Privilegie- 
rung ehemaliger Mitarbeiter des MfS/AfNS im Rentenrecht 
führen würde. In diesen Fällen ist bei der Rentenberechnung 
statt dessen das ortsübliche Einkommen bei strukturell ver- 
gleichbaren Tätigkeiten zugrunde zu legen. 

5. Die Regelungen für die Einstellung, Weiterbeschäftigung oder 
Kündigung ehemaliger Mitarbeiter des MfS/AfNS im öffent- 
lichen Dienst sind reformbedürftig. Aus grundsätzlichen rechts- 
politischen Erwägungen sowie aus Rücksichtnahme gegenüber 
den Opfern ist es weiterhin grundsätzlich geboten, ehemalige 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des MfS/AfNS für bestimmte 
Tätigkeiten nicht im öffentlichen Dienst zu belassen. Hierfür 
muß allerdings gelten: 

— Die Kriterien für die Einstellung oder Weiterbeschäftigung 
ehemaliger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des MfS/AfNS 
in den öffentlichen Dienst des Bundes und der Länder müs- 
sen künftig einheitlich und rechtsstaatlich einwandfrei gere- 
gelt werden. Normenklarheit muß an die Stelle der bisher 
weitgehend subjektiven Entscheidungen im Rahmen der so- 
genannten „Zumutbarkeit" treten. Hierdurch soll auch 
sichergestellt werden, daß künftig Bedarfskündigungen des 
Dienstherrn nicht mehr mit politisch motivierten Kündigun- 
gen aufgrund der Mitarbeit beim MfS/AfNS vermischt wer- 
den. 

— In Gesprächen mit den Ländern ist darauf hinzu wirken, daß 
vor dem Hintergrund der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 21. Februar 1995 (IBvR 13 97/93) der 
Ausschluß von der Verwendung im öffentlichen Dienst auf 
das rechtsstaatlich und demokratisch erforderliche Maß 
beschränkt wird. Er soll fortan regelmäßig für den höheren 
und gehobenen Dienst gelten. In bestimmten Bereichen, in 
denen der Betreffende den Bürgern leistungsgewährend 
oder -versagend oder hoheitlich gegenübertritt, wie bei Poli- 
zei oder Xrbeitsämtern, soll der Ausschluß auch für den 
mittleren Dienst gelten. Bewerberinnen und Bewerber für 
den einfachen Dienst oder für Tätigkeiten als Arbeiter sollen 
künftig von der Überprüfung auf eine frühere Tätigkeit für 
das MfS/AfNS generell ausgenommen werden. 

Grundsätzlich nicht mehr zu Lasten der Bewerberin oder des 
Bewerbers berücksichtigt werden sollen Tätigkeiten für das MfS/ 
AfNS, die vor dem Jahr 1975 lagen. Zugunsten der Bewerberin/ 
des Bewerbers soll gewertet werden, wenn sich diese/dieser in 
der DDR aktiv von der Tätigkeit für das MfS/AfNS gelöst hat. 

6. Wichtiger noch als die rechtliche ist die gesellschaftliche und 
politische Aufarbeitung des DDR-Unrechts sowie das Ver- 
ständnis ihrer Ursachen, Strukturen und Wirkungsweisen. 
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Diese historisch-wissenschaftliche Aufarbeitung, die in der 
Vergangenheit ganz besonders auch durch ehrenamtliche Bür- 
gerkomitees geleistet worden ist, soll künftig durch eine öffent- 
lich-rechtliche Stiftung aus Bundesmitteln gefördert werden. 
An dieser Stiftung sind, neben anderen Vertreterinnen und 
Vertretern der Wissenschaft, des Kulturlebens und der Politik, 
insbesondere diejenigen Persönlichkeiten, Initiativen und Ver- 
bände zu beteiligen, die sich schon in den letzten Jahren 
entscheidend um die Aufarbeitung der DDR- Vergangenheit 
bemüht haben. Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen und ausreichende Mittel zur Ver- 
fügung zu stellen, mit denen im Rahmen einer öffentlich-recht- 
lichen Stiftung 

— die Erfassung und Aufbereitung des zugänglichen Mate- 
rials, 

— seine historisch-wissenschaftliche Aufarbeitung, 

— die öffentliche Information und Diskussion und 

— die politische Bildung über Wesen, Hintergründe und Wir- 
kungsweisen des totalitären Systems 

sichergestellt werden können. 

7. Es muß ein internationales System von Sanktionen gegenüber 
totalitären Staaten entwickelt werden. 

— Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen der 
Vereinten Nationen für die Durchsetzung eines völkerrecht- 
lichen Strafrechts einzusetzen. Vergehen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit sowie physische und psychische 
Folter sind als Straftatbestände zu normieren. Zur Durchset- 
zung der Strafrechtsnormen ist ein Internationaler Straf- 
gerichtshof zu schaffen. 

— In das nationale Strafrecht ist der Tatbestand der staatlichen 
bzw. staatlich veranlaßten oder geduldeten physischen und 
psychischen Folter aufzunehmen. Dabei ist durch die Tatbe- 
standsformulierung sicherzustellen, daß Maßnahme- oder 
Zersetzungspläne, wie sie durch das MfS entwickelt wurden 
und zur Anwendung kamen, als psychische Folter sanktio- 
niert werden können. 

Bonn, den 18. Mai 1995 
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